
In Westdeutschland wurde der Angeklagte zunächst von 
einem Zollinspektor vernommen. In dieser Vernehmung 
verriet er alle ihm während seiner Zugehörigkeit zur 
Deutschen Grenzpolizei bekannt gewordenen Dienstgeheim­
nisse. So machte er Angaben über die Lage, Stärke und 
Struktur des Kommandos, über die Bewaffnung und Aus­
rüstung der Einheit, über die Gliederung der Streifen- 
gebie.e und über die Form der Bewachung der Demar­
kationslinie. Er erklärte die Signalgeräte und Signal­
zeichen. Des weiteren gab er die Namen der Offiziere und 
Unteroffiziere des Kommandos K preis. In demselben Um­
fang erteilte er auch Informationen über die Grenz- 
.bereitschaft in W. Nach Beendigung der Vernehmung 
unterschrieb der Angeklagte das über seine Aussagen 
aufgenommene Protokoll. Die gleichen Spionageangaben 
machte er ferner gegenüber einer Dienststeile der poli­
tischen Polizei in R. und gegenüber einer englischen 
Dienststelle in Lübeck. In Lübeck erhielt der Angeklagte 
Zivilkleidung. Seine Uniform wurde von der englischen 
Dienststelle einbehalten. Das Dienstbuch, das der An- 
geklag'e bei seiner Flucht mitgenommen hatte, verblieb 
bei der mit der Durchführung des sog. Notauf­
nahmeverfahrens befaßten Dienststelle in Uelzen. Am 
23. Mai 1957 wurde der Angeklagte als „Bundesbürger“ 
anerkannt. Kurze Zeit später nahm er die Arbeit als 
Dreher bei der Firma Krupp in Essen auf. Da ihm die 
Verhältnisse in Westdeutschland jedoch nicht zusagten, 
entschloß er sich zur Rückkehr in die Deutsche Demo­
kratische Republik. Diesen Entschluß führte er am 
22. August 1957 aus. Beim Überschreiten der Demarkations­
linie im Bereich des Kommandos K erfolgte seine 
Festnahme.

Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Bezirksgericht 
den Angeklagten wegen Kriegshetze — Verbrechen gegen 
Art. 6 der Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik — zu einem Jahr und sechs Monaten Zuchthaus 
verurteilt. Die Abweichung vom Antrag des Staatsanwalts 
zugunsten des Angeklagten hat das Bezirksgericht im 
wesentlichen damit begründet, daß dieser bei seiner 
Desertion unter Alkoholeinfluß gestanden habe und 
außerdem infolge der Ablehnung eines Urlaubsgesuches 
verärgert gewesen sei. Durch seine Rückkehr in die 
Deutsche Demokratische Republik habe er zu erkennen 
gegeben, daß er bereit sei, für seine Handlungsweise ein­
zustehen.

Gegen dieses Urteil hat der Staatsanwalt Protest ein­
gelegt. Zur Begründung des Protestes wird vorgetragen: 
Durch den von dem Angeklagten verübten Verrat mili­
tärischer Geheimnisse sei die Sicherheit der Deutschen 
Demokratischen Republik erheblich gefährdet worden. 
Dies habe das Bezirksgericht bei der Strafzumessung nur 
imgenügend berücksichtigt. Es habe die in der Person des 
Angeklagten liegenden Umstände überbewertet und des­
halb eine zu niedrige, dem Grad der Gesellschaftsgefähr­
lichkeit des von dem Angeklagten begangenen Spionage­
verbrechens nicht gerecht werdende Strafe ausgesprochen.

Der Protest hatte Erfolg.

A u s d e n G r ü n d e n :
Die vom Bezirksgericht getroffenen Tatsachenfest­

stellungen stimmen mit dem Ergebnis der Beweisauf­
nahme und dem übrigen Akteninhalt überein. Sie sind 
nicht zu beanstanden. Die rechtliche Beurteilung ist 
gleichfalls zutreffend. Die tatsächlichen Feststellungen 
und die rechtliche Beurteilung sind vom Protest, 
obwohl er unbeschränkt eingelegt worden ist, nicht be­
anstandet worden; von ihnen kann nach dem Ergebnis 
der Überprüfung des angefochtenen Urteils ausgegan­
gen werden.

Das Bezirksgericht hat zwar in den Urteilsgründen 
ausgeführt, daß der Angeklagte durch seine Handlungs­
weise westlichen Dienststellen einen eingehenden Ein­
blick in die zum Schutz der Staatsgrenze getroffenen 
Maßnahmen gewährt und ihnen damit die Möglichkeit 
zum Einschleusen von Agenten gegeben hat. Jedoch hat 
es aus dieser richtigen Erkenntnis bei der Bewertung 
der Straftat des Angeklagten nicht die notwendigen 
Schlußfolgerungen gezogen. Es ist bei der Strafzumes­
sung vielmehr in zu weitgehendem Maße davon aus­
gegangen, daß der Angeklagte zum Zeitpunkt seiner 
Fahnenflucht verärgert gewesen und nach drei Monaten 
in die Deutsche Demokratische Republik wieder 
zurückgekehrt ist. Dabei hat das Bezirksgericht über­
sehen, daß für den Angeklagten gar kein berechtigter 
Anlaß zu einer Verärgerung bestand und daß auch 
eine möglicherweise berechtigte Verärgerung die Ge­
fährlichkeit eines gegen unseren Staat begangenen 
Spionageverbrechens nicht herabmindern kann.

Aber auch die Tatsache der Rückkehr des Angeklag­
ten in die Deutsche Demokratische Republik kann in

Anbetracht des Umfangs und der Schwere des von dem 
Angeklagten verübten Verrats nicht so ausschlaggebend 
ins Gewicht fallen, wie dies im Strafausspruch zum 
Ausdruck kommt. - Der Angeklagte hat zwei west­
deutschen und einer englischen Dienststelle umfassende 
Nachrichten über zwei bedeutsame Objekte der Deut­
schen Grenzpolizei, die zum Schutze des Staates und 
seiner Bürger geheimzuhalten sind, erteilt. Ihm war die 
Geheimhaltungspflicht bekannt. Dessen ungeachtet hat 
er bedenkenlos alle ihm bekannten Dienstgeheimnisse 
verraten. Durch diesen Verrat hat er die NATO- und 
Atomkriegspolitiker in ihren Vorbereitungen zur Um­
wandlung des kalten Krieges in einen heißen Krieg 
unterstützt und die Sicherheit des ersten Arbeiter-und- 
Bauern-Staates auf deutschem Boden gefährdet.

Dieses Verbrechen, über dessen folgenschwere Trag­
weite sich der Angeklagte auf Grund der ihm zuteil 
gewordenen Politschulungen im klaren war, erfordert 
auch unter Berücksichtigung der Rückkehr des Ange­
klagten eine wirksamere als die vom Bezirksgericht 
ausgesprochene Strafe. Das Urteil war daher im Straf­
ausspruch aufzuheben und die Sache in diesem Umfang 
an das Bezirksgericht zurückzuverweisen.

Bei seiner Entscheidung wird das Bezirksgericht zu 
beachten haben, daß das Strafrechtsergänzungsgesetz 
am 1. Februar 1958 in Kraft tritt. Da voraussichtlich 
die vom Bezirksgericht durchzuführende neue Haupt­
verhandlung erst nach diesem Zeitpunkt stattfindet, ist 
darauf hinzuweisen, daß dann der neuen Entscheidung 
die Bestimmungen des Strafrechtsergänzungsgesetzes 
zugrunde zu legen sind.

Gemäß § 2 Abs. 2 StGB ist bei Verschiedenheit der 
Gesetze von der Zeit der begangenen Handlung bis zu 
deren Aburteilung das mildeste Gesetz anzuwenden. 
Das StEG ist mit seinen differenzierten Strafandrohun­
gen gegenüber Art. 6 der Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik das mildere Gesetz. Diese 
Tatsache findet einerseits in der generellen Beseitigung 
der Androhung von Todesstrafe und lebenslangem 
Zuchthaus, die nur noch für die schwersten Staatsver­
brechen und auch bei ihnen nur bei Vorliegen eines 
besonders schweren Falles angedroht sind (§ 24 StEG), 
und andererseits auch in der häufigen Androhung von 
Gefängnisstrafe allein (§§ 16, 19, 21 Abs. 2 StEG) oder 
im minderschweren Fall (§§ 17, 18 StEG) seinen Aus­
druck.

Weiter wird das Bezirksgericht zu beachten haben, 
daß das vom Angeklagten begangene Verbrechen den 
Tatbestand der Spionage gemäß § 14 StEG erfüllt. Die 
Struktur, Ausrüstung, Bewaffnung, Ausbildung und 
die Kader der Grenzpolizei sind zwar weitgehend den 
Angehörigen dieser Einheiten und darüber hinaus auch 
einem gewissen Teil der Zivilbevölkerung bekannt; der 
Verrat dieser Tatsachen aber an westliche Stellen, die 
einen Kampf gegen die Deutsche Demokratische Repu­
blik führen, stellt sich grundsätzlich als Spionage dar, 
weil alle Dinge, die mit der Verteidigungskraft der 
Deutschen Demokratischen Republik Zusammenhängen, 
gegenüber den westlichen Verbrecheragenturen im 
Interesse des Bestandes unseres Arbeiter-und-Bauern- 
Staates, im Interesse der Erhaltung des Friedens 
geheimgehalten werden müssen.

Der Anwendung des § 14 StEG auf die vom Ange­
klagten begangenen Verbrechen steht auch nicht im 
Wege, daß diese Strafbestimmung eine Mindeststrafe 
von drei Jahren Zuchthaus androht, weil dadurch der 
Charakter des StEG als milderes Gesetz gegenüber 
Art. 6 der Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik nicht berührt wird.

Wegen der neuen gesetzlichen Regelung war 
das Urteil des Bezirksgerichts auch im Schuldausspruch 
aufzuheben.

§ 131 StGB; § 20 StEG.
Zur Frage der Öffentlichkeit staatsverieumderischer 

Äußerungen.
OG, Urt. vom 18. Oktober 1957 - lb Zst 17/57.

Aus den G r ü n d e n :
Das Oberste Gericht ist in seiner Rechtsprechung 

zum Tatbestandsmerkmal der Öffentlichkeit i. S. des 
§131 StGB bisher davon ausgegangen, daß es in erster 
Linie darauf ankomme, ob die staatsverleumderischen
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